
ENDOR Aktiengesellschaft 
 

Landshut 
 

Wertpapier-Kenn-Nummer 549166 
ISIN DE0005491666 

 
Wir laden unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung ein, die 

am 25. August 2021, um 10:00 Uhr (MESZ), 
als virtuelle Hauptversammlung 

ohne physische Präsenz weder der Aktionäre noch ihrer Bevollmächtigten stattfindet. 
 

Die Hauptversammlung wird für unsere Aktionäre live im Internet übertragen. Die Stimm-
rechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl 
oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist der Sitz der Gesellschaft, E.ON-
Allee 3, 84036 Landshut. 
 

Tagesordnung 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und Lageberichts der ENDOR AG 

zum 31. Dezember 2020 sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäfts-
jahr 2020 

 
Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 ist nicht erforderlich, da der 
Aufsichtsrat den Jahresabschluss bereits gebilligt hat. Der Jahresabschluss ist damit 
festgestellt. § 175 Abs. 1 Satz 1 Aktiengesetz (AktG) sieht vor, dass der Vorstand die 
Hauptversammlung lediglich zur Entgegennahme vorstehender Unterlagen, nicht aber 
zur Beschlussfassung über diese Unterlagen einzuberufen hat.  
 
Sämtliche vorstehenden Unterlagen sind über die Internetseite der Gesellschaft unter 
https://endor.ag/investor-relations/ zugänglich und werden der Hauptversammlung 
ebenfalls zugänglich gemacht.  

 
2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäfts-

jahr 2020 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, aus dem Bilanzgewinn für das abgelaufene 
Geschäftsjahr 2020 in Höhe von EUR 16.047.797,56 
 
a) einen Betrag in Höhe von EUR 7.748.792,00 zur Zahlung einer Dividende von 

EUR 4,00 je dividendenberechtigter Stückaktie zu verwenden, 
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b) einen Betrag in Höhe von EUR 8.023.898,78 in andere Gewinnrücklagen einzu-
stellen und  

 
c) den Restbetrag in Höhe von EUR 275.106,78 auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividende am dritten auf den 
Hautversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag, das heißt am 30. August 2021, 
fällig. 
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-
schäftsjahr 2020 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

 
4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2020 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

 
5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2021 
 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Ebner Stolz GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Niederlassung München, zum Abschlussprüfer 
für das Geschäftsjahr 2021 zu wählen. 

 
6. Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln sowie 

erforderliche Satzungsänderung 
 
Der Börsenkurs der ENDOR-Aktie hat sich in den letzten Jahren sehr gut entwickelt. 
Daher schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung vor, das Grundkapi-
tal der Gesellschaft aus Gesellschaftsmitteln zu erhöhen und so genannte Gratisaktien 
auszugeben. Die Ausgabe von Aktien ohne Zufluss zusätzlicher Mittel in die Gesell-
schaft führt in der Regel dazu, dass sich der Börsenpreis für eine einzelne Aktie der 
Gesellschaft rechnerisch reduziert. Mit der Erhöhung der Anzahl an ausgegebenen Ak-
tien soll die Handelbarkeit der ENDOR-Aktien verbessert und damit die Liquidität der 
Aktie unterstützt werden. Zudem soll die Attraktivität der ENDOR-Aktie für breite Anle-
gerkreise durch diese Maßnahme auch im Falle eines weiter steigenden Aktienkurses 
erhalten bleiben. Im Zuge dieser Maßnahme werden allen Aktionären der ENDOR AG 
für jede bereits in Besitz befindliche ENDOR-Aktie jeweils sieben neue ENDOR-Aktien 
in ihr jeweiliges Wertpapierdepot hinzugebucht. Unter der Annahme der Beschlussfas-
sung der von Vorstand und Aufsichtsrat unter Punkt 2 dieser Tagesordnung vorge-
schlagenen Einstellung von EUR 8.023.898,78 in andere Gewinnrücklagen sowie unter 
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Berücksichtigung der bestehenden anderen Gewinnrücklagen und der bestehenden 
Kapitalrücklage soll das Grundkapital der Gesellschaft von EUR 1.937.198,00 um 
EUR 13.560.386,00 auf EUR 15.497.584,00 nach den Vorschriften über die Kapitaler-
höhung aus Gesellschaftsmitteln (§§ 207 ff. AktG) erhöht werden. Die Kapitalerhöhung 
wird nach Beschlussfassung durch Ausgabe von 13.560.386 Stück neuen auf den In-
haber lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von Euro 
1,00 je Aktie durchgeführt. Die neuen Aktien werden ohne Gegenleistung im Verhältnis 
1:7 ausgegeben, so dass auf je eine alte Aktie sieben neue Aktien entfallen. Die Betei-
ligungsverhältnisse verändern sich durch diese Maßnahme also nicht. Die neuen Ak-
tien sind ab dem 1. Januar 2021 gewinnberechtigt. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 
 
a) Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 1.937.198,00 wird um 

EUR 13.560.386,00 auf EUR 15.497.584,00 nach den Vorschriften über die Kapi-
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln gemäß §§ 207 ff. AktG erhöht. Die Kapital-
erhöhung wird durch Ausgabe von 13.560.386 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Ak-
tie durchgeführt. erhöht. Die neuen Aktien stehen den Aktionären im Verhältnis 
1 : 7 zu, sodass auf eine bestehende Stückaktie sieben neuen Stückaktie entfal-
len. Die neuen Stückaktien sind ab dem 1. Januar 2021 gewinnbezugsberechtigt. 

 
Die Kapitalerhöhung erfolgt durch Umwandlung der unter Punkt 2 b) dieser Ta-
gesordnung abgestimmten anderen Gewinnrücklage in Höhe von 
EUR 8.023.898,78 in Grundkapital, durch Umwandlung eines Teilbetrages in Hö-
he von EUR 1.278.487,22 der in der Jahresbilanz der Gesellschaft zum 31. De-
zember 2020 ausgewiesenen Kapitalrücklage in Grundkapital sowie durch Um-
wandlung in Höhe von EUR 4.258.000,00 der in der Jahresbilanz der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2020 ausgewiesenen anderen Gewinnrücklagen in 
Grundkapital. Dem Beschluss über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
werden der unter Punkt 2 b) zu fassende Beschluss über die Verwendung des Bi-
lanzgewinns als Zuführung zu anderen Gewinnrücklagen sowie der festgestellte 
Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 zugrunde gelegt. 
Dieser geprüfte und festgestellte Jahresabschluss ist mit dem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers der Gesellschaft, der Ebner Stolz 
GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, 
Stuttgart versehen. 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln festzulegen. 

 
b) § 3 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft wird mit Wirkung zum Zeitpunkt der Ein-

tragung des Beschlusses gemäß vorstehendem Tagesordnungspunkt 6 a) in An-
passung an die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und die damit einher-
gehende Erhöhung des Grundkapitals wie folgt neu gefasst: 



- 4 - 

  

 
"(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 15.497.584,00 (in Worten: 

Euro fünfzehn Millionen vierhundertsiebenundneunzigtausend fünfhundert-
vierundachtzig). Es ist eingeteilt in 15.497.584 Stückaktien."  

 
c) Der Vorstand wird für den Fall, dass die Hauptversammlung die unter Tagesord-

nungspunkt 8 vorgesehene Ermächtigung zur Gewährung von Bezugsrechten an 
Vorstände (Aktienoptionsprogramm 2021) und das bedingte Kapital 2021/I sowie 
die entsprechende Satzungsänderung beschließt, angewiesen, bei der Anmel-
dung der Beschlussfassungen nach diesem Tagesordnungspunkt 6 zur Eintra-
gung in das Handelsregister sicherzustellen, dass die Eintragung der Beschluss-
fassungen nach diesem Tagesordnungspunkt 6 in das Handelsregister erst nach 
der vorherigen Eintragung der Beschlussfassungen nach Tagesordnungspunkt 8 
in das Handelsregister erfolgt. 

 
Die Eintragungsanweisung nach diesem lit. c) soll sicherstellen, dass das nach 
Maßgabe von Tagesordnungspunkt 8 beschlossene bedingte Kapital 2021/I im 
gleichen Verhältnis wie die nach Maßgabe von Tagesordnungspunkt 6 beschlos-
sene Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln erhöht wird. 

 
7. Beschlussfassung über Ergänzungswahlen zum Aufsichtsrat 

 
Die Mitglieder des Aufsichtsrats Herr Richard Rösener und Herr Thomas Mayrhofer 
haben jeweils ihr Amt als Mitglied des Aufsichtsrats mit Wirkung zum Ablauf dieser or-
dentlichen Hauptversammlung niedergelegt.  
 
Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß §§ 95 Satz 2, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG i.V.m. § 10 
Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus drei Mitgliedern zusammen. 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, 
 
a) Herrn Ingo Weber, Diplom-Kaufmann, Geschäftsführender Gesellschafter der 

Carcharodon Capital GmbH, wohnhaft in Stuttgart, sowie 
 
b) Herrn Rudolf Dittrich, Ingenieur bei der BMW AG, wohnhaft in Wörthsee, 
 
jeweils mit Wirkung ab Beendigung dieser ordentlichen Hauptversammlung bis zur Be-
endigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das 
vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, in den Aufsichtsrat zu 
wählen. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerech-
net. 
 
Der Aufsichtsrat hat sich bei den Kandidaten vergewissert, dass diese den zu erwar-
tenden Zeitaufwand aufbringen können. 
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Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die 
Ergänzungswahl der Mitglieder des Aufsichtsrats entscheiden zu lassen. 
 

8. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Gewährung von Bezugsrechten 
an Vorstände (Aktienoptionsprogramm 2021) und Schaffung eines bedingten 
Kapitals 2021/I sowie Satzungsänderung 
 
Um den Vorständen der Gesellschaft als variable Vergütungskomponente mit langfris-
tiger Anreizwirkung eine auf den Zuwachs des Unternehmenswerts der Gesellschaft 
abstellende Vergütung anbieten zu können, soll unter Tagesordnungspunkt 8 die Mög-
lichkeit geschaffen werden, Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft an die Vorstände 
der Gesellschaft unter einem Aktienoptionsprogramm auszugeben („Aktienoptionspro-
gramm 2021“). 
 
a) Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien der 

Gesellschaft (Aktienoptionsprogramm 2021) 
 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, bis einschließlich zum 24. August 2026 („Er-
mächtigungszeitraum“), nicht jedoch vor dem Wirksamwerden des Bedingten 
Kapitals 2021/I, einmalig oder mehrmals Bezugsrechte („Aktienoptionen“) auf 
insgesamt bis zu 40.000 auf den Inhaber oder den Namen lautende Stückaktien 
der Gesellschaft an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft („Bezugsberechtigte“) 
zu gewähren. 

 
Eine Aktienoption gewährt ein Bezugsrecht auf eine Aktie der Gesellschaft. Ein 
Bezugsrecht der Aktionäre der Gesellschaft besteht nicht. Soweit Aktienoptionen 
aufgrund der Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses mit der Gesell-
schaft oder aus sonstigen Gründen während des Ermächtigungszeitraums verfal-
len, darf eine entsprechende Anzahl von Aktienoptionen erneut an Bezugsbe-
rechtigte ausgegeben werden. Die Erfüllung der ausgeübten Bezugsrechte kann 
nach Wahl der Gesellschaft entweder durch Ausnutzung des zur Beschlussfas-
sung vorgeschlagenen Bedingten Kapitals 2021/I oder durch eigene Aktien der 
Gesellschaft erfolgen. Daneben besteht auch das Recht der Gesellschaft zum 
Barausgleich. Die Gewährung der Aktienoptionen und die Ausgabe der Bezugs-
aktien erfolgt gemäß nachfolgenden Bestimmungen:  
 
(1) Bezugsberechtigte und Aufteilung 
 

Der Kreis der Bezugsberechtigten umfasst ausschließlich die Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft. 
 
Die Bezugsberechtigten erhalten zusammen höchstens 40.000 Aktienopti-
onen und die hieraus resultierenden Bezugsrechte. 

 
(2) Ausgabezeiträume (Erwerbszeiträume) 
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Aktienoptionen können innerhalb des Ermächtigungszeitraums nach einem 
einmal oder wiederholt aufzulegenden Programm bis zu vier Mal innerhalb 
eines Geschäftsjahres begeben werden und zwar jeweils innerhalb der 
letzten fünf Börsentage eins Quartals (jeweils der „Ausgabezeitraum“). Die 
maßgeblichen Regelungen werden durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft 
festgelegt (die „Planbedingungen“).  
 
Als Ausgabetag gilt der Zeitpunkt, zu dem den Bezugsberechtigten das 
Angebot zur Gewährung von Aktienoptionen zugeht, ungeachtet des Zeit-
punkts der Annahme des Angebots. Im Angebot kann ein späterer Zeit-
punkt als Ausgabetag bestimmt werden.  
 

(3) Wartezeit 
 
Aktienoptionen können erstmals nach Ablauf der Wartezeit ausgeübt wer-
den. Die Wartezeit einer Tranche von Aktienoptionen beginnt jeweils mit 
dem festgelegten Ausgabetag und endet frühestens mit dem Ablauf des 
vierten Jahrestags nach dem Ausgabetag.  
 

(4) Erfolgsziele 
 
Die Aktienoptionen können nur ausgeübt werden, wenn und soweit die Er-
folgsziele wie nachfolgend beschrieben erreicht wurden: 
 
Die Erfolgsziele sind an die absolute Kursentwicklung der Aktie der Gesell-
schaft während der Wartezeit gekoppelt. Die Aktienoptionen können aus-
geübt werden, wenn der volumengewichtete einmonatige Durchschnitts-
kurs der Aktie der Gesellschaft bei Ablauf der Wartezeit mindestens 100% 
über dem Ausübungspreis liegt. 
 

(5) Ausübbarkeit der Aktienoptionen 
 
Aktienoptionen sind nur ausübbar, wenn die Wartezeit abgelaufen ist und 
wenn das Erfolgsziel erreicht wurde. Die Bedienung der Aktienoptionen er-
folgt in Aktien der Gesellschaft, wobei je eine Aktienoption zum Bezug von 
je einer Aktie berechtigt.  
 

(6) Ausübungszeiträume und Laufzeit 
 
Die Aktienoptionen können von den Bezugsberechtigten innerhalb von ei-
nem Jahr nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu dem die Wartezeit ab-
gelaufen ist. Innerhalb dieses Zeitraums können Aktienoptionen innerhalb 
von vier Wochen nach Bekanntgabe der Ergebnisse des Jahres- oder 
Halbjahresabschlusses oder eines Quartalsberichts eines Geschäftsjahres 
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ausgeübt werden („Ausübungszeitraum“). Der Ausübungszeitraum kann 
vom Aufsichtsrat der Gesellschaft angemessen verlängert werden, sofern 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften die Ausübung zum Ablauf des ursprüng-
lichen Ausübungszeitraums nicht möglich ist. Die Laufzeit der Aktienoptio-
nen endet nach Ablauf des jeweiligen (ggf. verlängerten) Ausübungszeit-
raums. Aktienoptionen, die bis zum Ablauf des jeweiligen Ausübungszeit-
raums nicht ausgeübt worden sind, verfallen entschädigungslos.  
 

(7) Ausübungspreis 
 
Bei Ausübung der Aktienoptionen ist für jede zu beziehende Aktie der Aus-
übungspreis zu zahlen. Der „Ausübungspreis“ je Aktie entspricht dem vo-
lumengewichteten einmonatigen Durchschnittskurs der Aktie am Tag vor 
dem Ausgabezeitraum. Der Mindestausübungspreis entspricht mindestens 
dem geringsten Ausgabebetrag im Sinne von § 9 Abs. 1 AktG.  
 

(8) Ersetzungsrechte der Gesellschaft  
 
Die Gesellschaft kann ausgeübte Aktienoptionen durch Ausgabe von neu-
en, auf den Inhaber oder Namen lautenden Stückaktien aus dem hierfür 
nach Maßgabe des nachstehenden zu schaffenden Bedingten Kapital 
2021/I bedienen. Die Gesellschaft ist auch berechtigt, anstatt neuer Aktien 
ganz oder teilweise eigene Aktien zu liefern. Ferner ist die Gesellschaft be-
rechtigt, ganz oder teilweise an Stelle der Lieferung von (neuen oder eige-
nen) Aktien den Wert der bei Ausübung von Aktienoptionen zu liefernden 
Aktien abzüglich des Ausübungspreises in bar auszuzahlen.  
 
Die Entscheidung, welche Alternative von der Gesellschaft im Einzelfall 
gewählt wird, trifft der Aufsichtsrat der Gesellschaft.  

 
(9) Persönliches Recht  
 

Die Aktienoptionen sind rechtsgeschäftlich nicht übertragbar; sie sind je-
doch vererblich. Ebenfalls ist eine Übertragung zur Erfüllung von Ver-
mächtnissen zulässig. Die Aktienoptionen können nur durch den jeweiligen 
Bezugsberechtigten selbst oder seine Erben oder Vermächtnisnehmer 
ausgeübt werden. Können Aktienoptionen nach Maßgabe der vorstehen-
den Regelung nicht mehr ausgeübt werden, so verfallen sie ersatz- und 
entschädigungslos. Die Bestimmung über die Ermächtigung zur erneuten 
Ausgabe von verfallenen Aktienoptionen an Bezugsberechtigte bleibt da-
von unberührt.  
 
Aktienoptionen verfallen ersatz- und entschädigungslos, wenn das Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis von Bezugsberechtigten vor Ausübung der Aktienop-
tionen endet. Hierdurch verfallene Aktienoptionen können erneut ausgege-
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ben werden. Für den Todesfall, die Pensionierung, Berufsunfähigkeit und 
sonstige Sonderfälle des Ausscheidens sowie für den Fall des Kontroll-
wechsels (Change of Control) und zur Erfüllung gesetzlicher Anforderun-
gen können Sonderregelungen getroffen werden. Die Entscheidung über 
Sonderregelungen obliegt dem Aufsichtsrat.  

 
(10) Verwässerungsschutz 

 
Die Planbedingungen können übliche Verwässerungsschutzklauseln ent-
halten, aufgrund derer der wirtschaftliche Wert der Aktienoptionen entspre-
chend der Regelung in § 216 Abs. 3 AktG im Wesentlichen gesichert wird, 
insbesondere, indem für die Ermittlung der Anzahl der je Aktienoption aus-
zugebenden Aktien ein etwaiger Aktiensplit, Kapitalerhöhungen aus Ge-
sellschaftsmitteln mit Ausgabe neuer Aktien oder andere Maßnahmen mit 
vergleichbaren Effekten berücksichtigt werden.  
 

(11) Gewinnanteilsberechtigung  
 
Die neuen, auf den Inhaber oder den Namen lautenden Stückaktien neh-
men vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Aus-
übung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über 
die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil.  
 

(12) Ermächtigung zur Festlegung weiterer Einzelheiten 
 
Die weiteren Einzelheiten der Gewährung und Erfüllung von Aktienoptio-
nen, für die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital 2021/I sowie 
die weiteren Planbedingungen werden durch den Aufsichtsrat der Gesell-
schaft festgesetzt.  
 
Zu den weiteren Regelungen gehören insbesondere die Entscheidung über 
die einmalige oder wiederholte Auflage von jährlichen Tranchen zur Aus-
nutzung der Ermächtigung zur Gewährung von Aktienoptionen sowie Best-
immungen über die Durchführung des Aktienoptionsprogramms 2021 und 
der jährlichen Tranchen und das Verfahren der Zuteilung und Ausübung 
der Aktienoptionen, die Zuteilung von Aktienoptionen an einzelne Bezugs-
berechtigte, die Festlegung des Ausgabetags innerhalb des jeweiligen 
Ausgabezeitraums sowie Regelungen über die Ausübbarkeit (einschließlich 
Regelungen zur Unverfallbarkeit) in Sonderfällen, insbesondere im Falle 
des Ausscheidens von Bezugsberechtigten aus dem Dienst- oder Arbeits-
verhältnis, im Todesfall, bei Ausscheiden eines verbundenen Unterneh-
mens, eines Betriebs oder Betriebsteils aus der Unternehmensgruppe oder 
im Falle eines Kontrollwechsels (Change of Control), des Abschlusses ei-
nes Unternehmensvertrags oder eines Delistings sowie zur Erfüllung ge-
setzlicher Anforderungen. 
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b) Für den Fall, dass die Hauptversammlung die unter Tagesordnungspunkt 6 vor-

gesehene Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln beschließt, wird die unter 
vorstehender lit. a) vorgesehene Ermächtigung zur Gewährung von bis zu 40.000 
Bezugsrechten auf bis zu 320.000 Bezugsrechte erhöht.  

 
c) Bedingtes Kapital 2021/I 

 
Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 40.000,00 durch Ausgabe 
von bis zu 40.000 neuen, auf den Inhaber oder Namen lautenden Stückaktien  
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
ausschließlich der Gewährung von Bezugsrechten auf Aktien (Aktienoptionen) an 
Vorstandsmitglieder der Gesellschaft die aufgrund der Ermächtigung der Haupt-
versammlung vom 25. August 2021 gewährt werden. Die Ausgabe der Aktien er-
folgt zu dem in der vorstehenden Ermächtigung festgelegten Ausgabebetrag. Die 
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als Bezugsrechte aus-
geübt werden und die Gesellschaft zur Erfüllung der Bezugsrechte weder eigene 
Aktien noch einen Barausgleich gewährt. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 
des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts 
noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat der Gesellschaft ist 
ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Sat-
zung jeweils entsprechend der Ausgabe von Bezugsaktien anzupassen. 
 

d) Satzungsänderung 
 

§ 5 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu eingefügt: 
 

"Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 40.000,00 durch 
Ausgabe von bis zu 40.000 neuen, auf den Inhaber oder den Namen lau-
tenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). Die bedingte 
Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Gewährung von Bezugsrechten 
auf Aktien (Aktienoptionen) an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft die 
aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 25. August 2021 
gewährt werden. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem in der vorstehen-
den Ermächtigung festgelegten Ausgabebetrag. Die bedingte Kapitalerhö-
hung wird nur insoweit durchgeführt, als Bezugsrechte ausgeübt werden 
und die Gesellschaft zur Erfüllung der Bezugsrechte weder eigene Aktien 
noch einen Barausgleich gewährt. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 
des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugs-
rechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat der 
Gesellschaft ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapi-
talerhöhung und ihrer Durchführung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist er-
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mächtigt, die Fassung der Satzung jeweils entsprechend der Ausgabe von 
Bezugsaktien anzupassen." 

 
Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 
(Aktienoptionsprogramm 2021) 
 
Die Gesellschaft gewährt den Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft einen variablen 
Vergütungsbestandteil mit langfristiger Anreizwirkung. Dieser soll das unternehmeri-
sche Handeln der jeweiligen Teilnehmer fördern, sie langfristig an die Gesellschaft bin-
den sowie eine marktgerechte Vergütung sicherstellen. 
 
Unter Punkt 8 der Tagesordnung wird vorgeschlagen, den Aufsichtsrat zu ermächtigen, 
bis einschließlich zum 24. August 2026 einmalig oder mehrmals Bezugsrechte (Aktien-
optionen) auf insgesamt bis zu 40.000 auf den Inhaber oder den Namen lautende 
Stückaktien an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft zu gewähren. Dementsprechend 
soll auch ein Bedingtes Kapital 2021/I geschaffen und § 5 der Satzung neu eingefügt 
werden. 
 
Für den Fall, dass die Hauptversammlung die unter Tagesordnungspunkt 6 vorgese-
hene Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln beschließt, wird die vorgesehene Er-
mächtigung zur Gewährung von bis zu 40.000 Bezugsrechten auf bis zu 320.000 Be-
zugsrechte erhöht.  
 
Das Bedingte Kapital 2021/I in Höhe von EUR 40.000,00 entspricht ca. 2 % des derzei-
tigen Grundkapitals der Gesellschaft und dient dazu, dass die Gesellschaft neue Aktien 
ausgeben und diese dazu verwenden kann, sie auf die Bezugsberechtigten für den Fall 
der Ausübung der ihnen gewährten Aktienoptionen zu übertragen. Die neuen Aktien 
werden erst ausgegeben, wenn nach Maßgabe der in dem Hauptversammlungsbe-
schluss festgelegten Bedingungen Aktienoptionen an Bezugsberechtigte ausgegeben 
wurden und diese ihre Bezugsrechte nach Ablauf der Wartezeit und nach Maßgabe der 
Erreichung des in der Ermächtigung festgelegten Erfolgszieles sowie der sonst in dem 
Aktienoptionsprogramm 2021 festgelegten Bedingungen ausüben. Aufgrund der 
Zweckbindung des Bedingten Kapitals 2021/I steht den Aktionären kein Bezugsrecht 
auf die neuen Aktien zu.  
 
Die Ausgabe von zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigenden Aktienoptio-
nen sollen Vorstandsmitglieder der Gesellschaft an die Gesellschaft binden. 
 
Aktienoptionen sollen während des Ermächtigungszeitraums in jährlichen Tranchen 
ausgegeben werden. 
 
Die Zuteilung der Aktienoptionen an die Bezugsberechtigten soll grundsätzlich der in 
der Ermächtigung enthaltenen Zuteilung der maximal auszugebenden Anzahl entspre-
chen. Der Aufsichtsrat behält sich allerdings vor, über die Ausgabe von Aktienoptionen 
und den Umfang der einzelnen Tranchen jährlich neu unter Berücksichtigung der Ge-
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samtsituation des Unternehmens sowie unter Heranziehung der Vergütungsstruktur 
von relevanten Vergleichsunternehmen zu entscheiden.  
 
Die Ausgabe von Aktien aus dem Bedingten Kapital 2021/I erfolgt frühestens nach Ab-
lauf der Wartezeit von vier Kalenderjahren nach dem Ausgabetag der betreffenden 
Tranche der Aktienoptionen und entsprechender Ausübungserklärung. Aktienoptionen 
sind jeweils nur ausübbar, wenn die Wartezeit abgelaufen und ein Erfolgsziel erreicht 
wurde, anderenfalls verfallen die Aktienoptionen entschädigungslos. 
 
Die Erfolgsziele bestehen in der absoluten Kursentwicklung der Aktie während der 
Wartezeit. Wenn der volumengewichtete einmonatige Durchschnittskurs der Aktie der 
Gesellschaft bei Ablauf der Wartezeit mindestens 100% über dem Ausübungspreis 
liegt, ist das Erfolgsziel erreicht. 
 
Ausübbare Aktienoptionen können von den Bezugsberechtigten grundsätzlich inner-
halb eines Ausübungszeitraums von einem Jahr ausgeübt werden. Der Ausübungszeit-
raum beginnt nach dem Zeitpunkt, zu dem die Wartezeit abgelaufen ist.  
 
Innerhalb von vier Wochen nach Bekanntgabe der Ergebnisse des Jahres- oder Halb-
jahresabschlusses oder eines Quartalsberichts eines Geschäftsjahres können Aktien-
optionen ausgeübt werden. 
 
Bei Ausübung der Aktienoptionen ist für jede zu beziehende Aktie der Ausübungspreis 
zu zahlen. Der „Ausübungspreis“ je Aktie entspricht dem volumengewichteten einmo-
natigen Durchschnittskurs der Aktie am Tag vor dem Ausgabezeitraum. Der Min-
destausübungspreis entspricht mindestens dem geringsten Ausgabebetrag im Sinne 
von § 9 Abs. 1 AktG. 
 
Der Aufsichtsrat soll ermächtigt werden, die weiteren Einzelheiten der Gewährung und 
Erfüllung von Aktienoptionen, für die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital 
2021/I sowie die weiteren Planbedingungen festzusetzen, darunter die Behandlung von 
Aktienoptionen, wenn Bezugsberechtigte bei Ablauf der Wartezeit aus dem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis mit der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen 
ausgeschieden sind. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat sind überzeugt, dass die vorgeschlagene Ermächtigung zur 
Ausgabe von Aktienoptionen an die Bezugsberechtigten in besonderem Maße geeig-
net ist, einen nachhaltigen Leistungsanreiz für die Bezugsberechtigten zu bewirken und 
damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu einer nachhaltigen Steige-
rung des Unternehmenswerts beizutragen. 
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I.  Allgemeine Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung   
 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am 25. August 2021 wird mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-
schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Be-
kämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (zuletzt geändert durch Art. 11 
des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur 
Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-
eins- und Stiftungsrechts sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020 
(BGBl. I 2020, S. 3328) nachfolgend "Covid-19-Gesetz" als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abgehalten.  
 
Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre 
oder deren Bevollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen am 
25. August 2021 ab 10:00 Uhr (MESZ) live im Internet auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter 
 

https://endor.ag/investor-relations/ 
 
im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton übertragen. Eine physische 
Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsver-
treter der Gesellschaft) am Versammlungsort ist ausgeschlossen. Die Stimmrechtsaus-
übung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgen ausschließlich im Wege der 
elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter. Eine elektronische Teilnahme an der Versammlung im 
Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG ist nicht möglich.  
 
Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß angemel-
deten Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Ver-
fahren unter anderem ihre Aktionärsrechte ausüben, Vollmachten erteilen, Fragen ein-
reichen oder Widerspruch zu Protokoll erklären. 

 
II. Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 

Ausübung des Stimmrechts  
 
Gemäß § 16 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft sind zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nur diejenigen Aktionäre be-
rechtigt, die sich unter Nachweis ihres Anteilsbesitzes zur Hauptversammlung anmel-
den. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft bis 
18. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ) unter der folgenden Anschrift, Telefax-Nummer 
oder E-Mail-Adresse zugehen: 
 

ENDOR AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
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Telefax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: anmeldung@better-orange.de 

 
Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Aus-
übung des Stimmrechts reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform durch den 
Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat 
sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d. h. auf den 
4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), („Nachweisstichtag“) zu beziehen.  
 
Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Nach-
weises des Anteilsbesitzes bis spätestens 18. August 2021, 24.00 Uhr (MESZ), werden 
den Aktionären die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschützten Inter-
netservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://endor.ag/investor-
relations/ übersandt („HV-Ticket“). Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung 
und Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu 
tragen. 
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 
oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer einen Nachweis des Anteils-
besitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Veränderungen im Aktienbestand nach 
dem Nachweisstichtag haben hierfür keine Bedeutung. Aktionäre, die sich ordnungsge-
mäß angemeldet und den Nachweis erbracht haben, sind auch dann zur Teilnahme an 
der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt, wenn 
sie die Aktien nach dem Nachweisstichtag veräußern. Personen, die am Nachweisstich-
tag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär der Gesellschaft werden, sind 
für die von ihnen gehaltenen Aktien an der virtuellen Hauptversammlung nur teilnahme- 
und stimmberechtigt, wenn der Gesellschaft form- und fristgerecht eine Anmeldung 
nebst Anteilsbesitznachweis des bisherigen Aktionärs zugeht und dieser den neuen Ak-
tionär bevollmächtigt oder zur Rechtsausübung ermächtigt. Der Nachweisstichtag hat 
keine Auswirkungen auf die Veräußerbarkeit der Aktien und ist kein relevantes Datum 
für die Dividendenberechtigung. 
 
III. Details zum Internetservice 
 
Ab 4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), steht auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://endor.ag/investor-relations/ der passwortgeschützte Internetservice zur Verfü-
gung. Über diesen passwortgeschützten Internetservice können Aktionäre (bzw. ihre 
Bevollmächtigten) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren ihr Stimmrecht im Wege 
der elektronischen Briefwahl ausüben und elektronisch Vollmacht und Weisung an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erteilen, Fragen einreichen und Widerspruch ge-
gen einen Beschluss der Hauptversammlung, jeweils wie nachfolgend in den Abschnit-
ten IV., VI., VII. näher beschrieben, einlegen. Die für die Nutzung des passwortgeschütz-
ten Internetservice erforderlichen individualisierten Zugangsdaten werden nach Zugang 
einer ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Anteilsbesitznach-
weises zugesandt („HV-Ticket“).  

 
IV. Verfahren für die Stimmabgabe  

mailto:anmeldung@better-orange.de
http://www.holidaycheckgroup.com/investor-relations/hauptversammlung
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Bevollmächtigung  
 
Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre Stimmrechte auch durch einen Bevollmächtig-
ten, z.B. durch eine Aktionärsvereinigung oder einen Intermediär ausüben zu lassen. 
Auch in diesem Fall ist für eine rechtzeitige Anmeldung unter Nachweis des Anteils-
besitzes durch den Aktionär oder den Bevollmächtigten Sorge zu tragen.  
 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-
genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Die Vollmacht kann gegenüber dem 
zu Bevollmächtigenden oder gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. Die Über-
mittlung des Nachweises der Bevollmächtigung kann per E-Mail, postalisch oder per 
Telefax bis zum 24. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), an folgende Anschrift, Telefax-
Nummer oder E-Mail-Adresse erfolgen: 
 

ENDOR AG 
c/o Better Orange IR & HV AG  
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89 889 690 655 
E-Mail: endor@better-orange.de  
 

oder über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter https://endor.ag/investor-relations/ gemäß den dafür vorgesehenen Ver-
fahren ab 4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), und auch noch während der virtuellen 
Hauptversammlung am 25. August 2021 übermittelt, geändert oder widerrufen wer-
den.  
 
Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung 
einer Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmel-
dung und Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes For-
mular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://endor.ag/investor-
relations/ zum Download zur Verfügung. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten 
Zeitpunkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung 
gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Ertei-
lung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Der Widerruf oder die Ände-
rung einer bereits erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den vorgenannten Übermitt-
lungswegen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar ge-
genüber der Gesellschaft erklärt werden. 
 
Bei der Bevollmächtigung von Intermediären, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechts-
beratern oder sonstigen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen oder Insti-
tutionen richten sich das Verfahren, die Form und der Widerruf der Bevollmächtigung 
nach besonderen Regelungen. Bitte wenden Sie sich an den betreffenden Intermedi-
är, die betreffende Aktionärsvereinigung oder sonstige in § 135 Abs. 8 AktG genannte 
Person oder Institution, um Näheres zu erfahren.   
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Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. 
Sie können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Rah-
men ihrer jeweiligen Vollmacht im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch (Un-
ter-)Bevollmächtigung der weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft ausüben.  
 
Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch den Bevollmächtigten 
setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 
 
Stimmrechtsvertretung durch weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft 
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht durch Vollmacht an die durch die Gesellschaft be-
nannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter ausüben. Auch in diesem Fall 
sind die ordnungsgemäße Anmeldung und der ordnungsgemäße Nachweis des An-
teilsbesitzes, wie vorstehend im Abschnitt II. beschrieben, erforderlich.  
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können 
per Post, Telefax oder E-Mail an die vorstehend in diesem Abschnitt IV. genannte 
Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis zum 24. August 2021, 24:00 Uhr 
(MESZ), oder über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter https://endor.ag/investor-relations/ gemäß den dafür vorgese-
henen Verfahren ab dem 4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), bis zum Beginn der Ab-
stimmung in der virtuellen Hauptversammlung am 25. August 2021 erteilt, geändert 
oder widerrufen werden. Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer 
Anmeldung und Anteilsbesitznachweis zugesandt. Ein entsprechendes Formular 
steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://endor.ag/investor-
relations/ zum Download zur Verfügung.  
 
Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
müssen diesen in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt 
werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, entsprechend den ihnen erteilten 
Weisungen abzustimmen; sie sind auch bei erteilter Vollmacht nur zur Stimmrechts-
ausübung befugt, soweit eine ausdrückliche Weisung zu den einzelnen Tagesord-
nungspunkten oder vor der Hauptversammlung gemäß §§ 126, 127 AktG zugänglich 
gemachten Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären vorliegt. Die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen keine Vollmachten zur Einlegung von 
Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Frage-
rechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen.  
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, 
ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt 
eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende 
Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung.  
 
Stimmabgabe im Wege der elektronischen Briefwahl  
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Aktionäre können ihr Stimmrecht auch im Wege der Briefwahl auf elektronischem 
Weg unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice abgeben. Auch in die-
sem Fall sind die ordnungsgemäße Anmeldung und der ordnungsgemäße Nachweis 
des Anteilsbesitzes, wie vorstehend im Abschnitt II. beschrieben, erforderlich. 
 
Briefwahlstimmen können über den passwortgeschützten Internetservice auf der In-
ternetseite der Gesellschaft unter https://endor.ag/investor-relations/ gemäß den da-
für vorgesehenen Verfahren ab dem 4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), bis zum Be-
ginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am 25. August 2021 abge-
geben, geändert oder widerrufen werden. 
 
Die Abgabe von Stimmen durch die elektronische Briefwahl ist auf die Abstimmung 
über die in der Einberufung zur virtuellen Hauptversammlung bekanntgemachten Be-
schlussvorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat und auf mit einer etwaigen Er-
gänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG bekanntgemachten Be-
schlussvorschläge von Aktionären sowie etwaige vor der Hauptversammlung gemäß 
§§ 126, 127 AktG zugänglich gemachte Gegenanträge und Wahlvorschläge von Akti-
onären beschränkt.  

 
V. Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung im Internet 
 

Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten können die gesamte Versamm-
lung am 25. August 2021, ab 10:00 Uhr (MESZ) live auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter https://endor.ag/investor-relations/ im passwortgeschützten Internetser-
vice in Bild und Ton verfolgen.  
 
Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen 
Nachweises des Anteilsbesitzes, jeweils wie vorstehend unter Abschnitt II. beschrie-
ben, werden den Aktionären die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortge-
schützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://endor.ag/investor-relations/ übersandt („HV-Ticket“).  
 
Die Übertragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Teilnahme im Sinne des § 
118 Abs. 1 Satz 2 AktG (elektronische bzw. Online-Teilnahme). 

 
VI. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung  

 
Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten, die das Stimmrecht im Wege 
der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmacht- und Weisungserteilung an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, über 
den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://endor.ag/investor-relations/ gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren von 
Beginn der virtuellen Hauptversammlung am 25. August 2021 an bis zum Ende der 
virtuellen Hauptversammlung gemäß § 245 Nr. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 
Covid-19-Gesetz Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu er-
klären. 
 

VII. Weitere Angaben zu den Rechten der Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 
Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 Covid-19-Gesetz 
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Ergänzungsanträge zur Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG  
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 %) des Grundkapitals 
oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 
Aktien), können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und be-
kannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 
Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich oder in der elektronischen 
Form des § 126a BGB (d.h. mit qualifizierter elektronischer Signatur) an den Vorstand 
der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft unter der nachstehenden Ad-
resse spätestens am 31. Juli 2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein. 
 
postalisch:  
Vorstand der ENDOR AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
 
elektronisch (mit qualifizierter elektronischer Signatur):  
antraege@better-orange.de 
 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis 
zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten werden. 
 
Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit nicht bereits 
mit der Einberufung bekannt gemacht - unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 
Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugelei-
tet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der ge-
samten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem unter der Internet-
adresse https://endor.ag/investor-relations/ bekannt gemacht und den Aktionären 
mitgeteilt. 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 
127 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 3 Covid-19-Gesetz 
 
Aktionäre können Gegenanträge (nebst einer etwaigen Begründung) gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungs-
punkt sowie Wahlvorschläge an die Gesellschaft übersenden.  
 
Wahlvorschläge von Aktionären sowie Gegenanträge, die bis spätestens 
10. August 2021 24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft unter der nachfolgend ge-
nannten Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingegangen sind, werden, 
soweit die übrigen Voraussetzungen für eine Veröffentlichungspflicht nach §§ 126, 
127 AktG erfüllt sind, unverzüglich nach ihrem Eingang einschließlich des Namens 
des Aktionärs und einer etwaigen Begründung auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter https://endor.ag/investor-relations/  zugänglich gemacht:  
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postalisch:  
 
Vorstand der ENDOR AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
 
per Telefax: +49 (0)89 889 690 655 
 
elektronisch: antraege@better-orange.de 
 
Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu etwaigen Gegenanträgen und Wahl-
vorschlägen werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.  
 
Anderweitig adressierte oder verspätet eingegangene Gegenanträge oder Wahlvor-
schläge werden von der Gesellschaft nicht im Internet veröffentlicht.  
 
Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahl-
vorschläge gestellt werden. Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die 
nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten gemäß 
§ 1 Abs. 2 Satz 3 Covid-19-Gesetz als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der 
den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsge-
mäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 
 
Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über die 
Wahlvorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. Soll-
ten die Vorschläge der Verwaltung mit der notwendigen Mehrheit angenommen wer-
den, haben sich insoweit die Gegenanträge oder (abweichende) Wahlvorschläge er-
ledigt. 
 
Fragerecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, 
Satz 2 Covid-19-Gesetz  
 
Abweichend von § 131 AktG haben angemeldete Aktionäre in der virtuellen Haupt-
versammlung am 25. August 2021 kein Auskunftsrecht. Stattdessen haben Sie das 
Recht im Wege der elektronischen Kommunikation Fragen zu stellen (vgl. § 1 Abs. 2 
S. 1 Nr. 3 Covid-19-Gesetz). 
 
Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen be-
antwortet. Er kann insbesondere Fragen und deren Beantwortung zusammenfassen, 
wenn ihm dies sinnvoll erscheint. 
 
Fragen der Aktionäre sind bis spätestens einen Tag vor der Versammlung, d.h. bis 
spätestens 23. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), über den passwortgeschützten In-
ternetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://endor.ag/investor-
relations/ einzureichen. 
 
Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 
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VIII. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte  
 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 1.937.198 nennwertlose Stückaktien 
mit ebenso vielen Stimmrechten. Es bestehen also 1.937.198 Stimmrechte. Die Ge-
sellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien.  

 
IX. Weitergehende Erläuterungen und Informationen auf der Internetseite der  Ge-

sellschaft/Unterlagen 
 
Alle gesetzlich erforderlichen Hauptversammlungsunterlagen und Anträge von Aktionä-
ren sind ab Einberufung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://endor.ag/investor-relations/ zugänglich. Die Abstimmungsergebnisse werden 
nach der Hauptversammlung unter derselben Internetadresse bekannt gegeben. 
 
Auch während der Hauptversammlung werden die gesetzlich zugänglich zu machen-
den Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://endor.ag/investor-
relations/ zugänglich sein. 

 
X. Hinweise zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsvertreter 

 
Die ENDOR AG verarbeitet als verantwortliche Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Daten-
schutz-Grundverordnung („DS-GVO“) zur Vorbereitung und Durchführung ihrer Haupt-
versammlung personenbezogene Daten (Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-
Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien; gegebenenfalls Name, 
Vorname und Anschrift des Aktionärs sowie vom jeweiligen Aktionär ggf. benannten 
Aktionärsvertreters) auf Grundlage der in Deutschland geltenden Datenschutzbestim-
mungen, um den Aktionären und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte im 
Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen und einen rechtmäßigen und sat-
zungsgemäßen Ablauf der Verhandlungen und Beschlüsse der Hauptversammlung si-
cherzustellen. Die ENDOR AG wird vertreten durch die Mitglieder ihres Vorstands. Sie 
erreichen die ENDOR AG unter folgenden Kontaktmöglichkeiten: 
 
ENDOR AG 
E.ON-Allee 3 
84036 Landshut 
E-Mail-Adresse: info@endor.ag 
 
Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären und/oder etwaigen 
Aktionärsvertretern im Rahmen der Anmeldung zur Hauptversammlung angegeben 
wurden, übermittelt die ihr Depot führende Bank deren personenbezogenen Daten an 
die ENDOR AG. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und 
etwaiger Aktionärsvertreter erfolgt ausschließlich für die Abwicklung ihrer Teilnahme an 
der Hauptversammlung und auch insoweit nur in dem zur Erreichung dieses Zwecks 
zwingend erforderlichen Maße. 
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Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und etwaiger Aktio-
närsvertreter ist für deren Teilnahme an der Hauptversammlung zwingend erforderlich. 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DS-GVO. Die personen-
bezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist oder die 
Gesellschaft ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, etwa im Falle gerichtli-
cher oder außergerichtlicher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptversammlung. An-
schließend werden die personenbezogenen Daten gelöscht. 
 
Die Dienstleister der ENDOR AG, welche zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptver-
sammlung beauftragt werden, erhalten von der ENDOR AG nur solche personenbezo-
genen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich 
sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach Weisung der ENDOR AG. Im Übri-
gen werden personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den 
Aktionären und etwaigen Aktionärsvertretern zur Verfügung gestellt (z.B. Einsichtnah-
me in das Teilnehmerverzeichnis, vgl. § 129 Abs. 4 AktG). 
 
Hinsichtlich der Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte im Rahmen einer 
Bekanntmachung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung der Tagesordnung sowie von 
Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären wird auf die vorgenannten Erläu-
terungen verwiesen. 
 
Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen sind, 
haben Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter das Recht, Auskunft über ihre perso-
nenbezogenen Daten gemäß Art. 15 DS-GVO, Berichtigung ihrer personenbezogenen 
Daten gemäß Art. 16 DS-GVO, Löschung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 
17 DS-GVO, Einschränkung der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gemäß 
Art. 18 DS-GVO und Übertragung bestimmter personenbezogener Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format auf sich oder einen von ihnen 
benannten Dritten (Recht auf Datenübertragbarkeit) gemäß Art. 20 DS-GVO zu verlan-
gen. Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen 
ist, haben Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter auch das Recht, Widerspruch ge-
gen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen. 
 
Diese Rechte können die Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber der ENDOR AG 
unentgeltlich über eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten geltend machen: 
 
ENDOR AG 
E.ON-Allee 3 
84036 Landshut 
E-Mail-Adresse: info@endor.ag 
 
Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern gemäß Art. 77 DS-GVO ein Be-
schwerderecht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde entweder des (Bundes-)Landes, 



- 21 - 

  

in dem sie ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort haben, oder des Bundeslan-
des Bayern, in dem die ENDOR AG ihren Sitz hat, zu. 
 
Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter: 
 
Thorsten Ewald 
Capcad Systems AG 
Carl-Zeiss-Ring 21 
85737 Ismaning 
Telefon: +49 89 991522-0 
E-Mail-Adresse: datenschutz@capcad.de 

 
 
Landshut, im Juli 2021 
 

 
Der Vorstand 
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